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Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 7 gemäß 
§ 186 Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz (AktG) i.V.m. § 203 Abs. 1, 2 Satz 2 AktG 

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen der am 20. Februar 2018 stattfindenden ordentlichen 
Hauptversammlung unter Tagesordnungspunkt 7 vor, das bisherige Genehmigte Kapital 2013 
aufzuheben und durch ein neues genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 2018) zu ersetzen. 
Es ist vorgesehen, dass die Ausgabe von neuen Aktien im Rahmen des Genehmigten Kapitals 
2018 auch unter Ausschluss des Bezugsrechts erfolgen kann. Der Vorstand erstattet daher 
gemäß § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG i.V.m. § 203 Abs. 1, 2 Satz 2 AktG über die Gründe für den 
Ausschluss des Bezugsrechts wie folgt Bericht: 

Die derzeit geltende Ermächtigung zur Schaffung eines Genehmigten Kapitals 2013 läuft am 
28. Februar 2018 aus. Der Verwaltung der Gesellschaft soll auch in den kommenden Jahren die 
Möglichkeit gegeben werden, mit diesem Instrument bei Bedarf die Eigenmittel der 
Gesellschaft schnell und flexibel zu erhöhen. 

Durch die Schaffung des neuen Genehmigten Kapitals 2018 wird der Vorstand ermächtigt, das 
Grundkapital der Gesellschaft bis zum 19. Februar 2023 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um 
insgesamt bis zu 24.078.562,00 EUR durch die Ausgabe von insgesamt bis zu 24.078.562 
neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von 
je 1,00 EUR gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen. Von der Ermächtigung kann ein-
oder mehrmalig in Teilbeträgen, insgesamt aber nur bis zu 24.078.562,00 EUR Gebrauch 
gemacht werden. Bei der Ausübung des Genehmigten Kapitals 2018 haben die Aktionäre 
grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien. Das Bezugsrecht kann hierbei auch in der 
Weise gewährt werden, dass die neuen Aktien von einem oder mehreren durch den Vorstand 
bestimmten Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der 
Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares 
Bezugsrecht). 

Unter den nachfolgend genannten Voraussetzungen ist der Vorstand jedoch ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen: 

a) Der Vorstand soll ermächtigt werden, bei Barkapitalerhöhungen das gesetzliche 
Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats im Rahmen des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen. Dieser erleichterte Bezugsrechtsausschluss 
ermöglicht es, im Interesse des Unternehmens neue Aktien an den Kapitalmärkten im 
In- und Ausland schnell und flexibel gezielt zu platzieren, indem die Aktien unter 
kurzfristiger Ausnutzung günstiger Börsensituationen zu marktnah festgesetzten und 
möglichst hohen Preisen ausgegeben werden. So kann eine größtmögliche Stärkung der 
Eigenmittel erreicht werden. 
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Der bei einer Platzierung unter Bezugsrechtsausschluss erzielbare Erlös führt im 
Regelfall zu einem deutlich höheren Mittelzufluss als bei einer Bezugsrechtsemission. 
Ein wesentlicher Grund hierfür ist, dass eine Platzierung ohne gesetzliche Bezugsfrist 
unmittelbar nach Festsetzung des Ausgabebetrags erfolgen kann und somit beim 
Ausgabebetrag kein Kursänderungsrisiko für den Zeitraum bis zum Ende der 
Bezugsfrist berücksichtigt werden muss. Zusätzlich kann mit einer Barkapitalerhöhung 
unter Ausschluss des Bezugsrechts die Gewinnung neuer Aktionärsgruppen angestrebt 
werden. Schließlich entsteht kein Kosten- und Zeitaufwand für die Abwicklung des 
Bezugsrechts. 

Kapitalerhöhungen aufgrund dieser Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss sind 
auf insgesamt 10 % des Grundkapitals beschränkt; maßgeblich ist das niedrigste 
bestehende Grundkapital der Gesellschaft zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Ermächtigung oder zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung. Dies bedeutet, dass 
auch bei mehreren Kapitalerhöhungen innerhalb des Ermächtigungszeitraums für nicht 
mehr als insgesamt 10 % des Grundkapitals das Bezugsrecht aufgrund dieser 
Ermächtigung ausgeschlossen werden kann. 

Auf diese Begrenzung ist das Grundkapital anzurechnen, das auf diejenigen Aktien 
entfällt, die zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder 
Optionspflichten aus Anleihen, Schuldverschreibungen oder Genussrechten auszugeben 
sind, die in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter 
vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss bis zur jeweiligen Ausübung der Ermächtigung 
ausgegeben werden. Ferner ist die Ausgabe und Veräußerung von Aktien unter 
Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen gemäß und 
entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bis zur jeweiligen Ausübung der Ermächtigung 
anzurechnen, so dass insgesamt Aktien unter vereinfachtem Ausschluss des 
Bezugsrechts im Volumen von nicht mehr als 10 % des Grundkapitals ausgegeben 
werden können. 

Durch diese Vorgaben wird im Einklang mit der gesetzlichen Regelung dem 
Schutzbedürfnis der Aktionäre im Hinblick auf die Gefahr einer Verwässerung ihres 
Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Der Vorstand wird sich zudem unter 
Berücksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten bemühen, einen eventuellen 
Abschlag auf den Börsenkurs niedrig zu halten. Aufgrund des börsennahen 
Ausgabekurses der neuen Aktien hat jeder Aktionär die Möglichkeit, die zur 
Aufrechterhaltung seiner Beteiligungsquote erforderlichen Aktien zu annähernd 
gleichen Bedingungen über die Börse zu erwerben. Es ist daher sichergestellt, dass in 
Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG die 
Vermögens- wie auch Stimmrechtsinteressen der Aktionäre bei einer Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2018 durch Barkapitalerhöhung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts angemessen gewahrt bleiben, während der Gesellschaft im Interesse aller 
Aktionäre weitere Handlungsspielräume eröffnet werden. 

b) Die weitere Ermächtigung, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital gegen 
Sacheinlagen unter Ausschluss des Bezugsrechts zu erhöhen, soll die Gesellschaft im 
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internationalen Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte stärken und es ihr 
ermöglichen, bei einer sich bietenden Gelegenheit schnell und flexibel agieren zu 
können. Durch die Ermächtigung kann die Gesellschaft die neuen Aktien Dritten im 
Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Zweck des (auch 
mittelbaren) Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an 
Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen oder von Ansprüchen auf den 
Erwerb von Vermögensgegenständen oder von Forderungen gegen die Gesellschaft 
oder ihre Konzerngesellschaften im Sinne von § 18 AktG anbieten. Der Vorstand kann 
dadurch in geeigneten Fällen solche Vermögensgegenstände oder Ansprüche nicht nur 
durch Zahlung eines Kaufpreises, sondern auch gegen Überlassung von Aktien der 
Gesellschaft erwerben. Je nach Größenordnung eines solchen Erwerbs und den 
Erwartungen des jeweiligen Verkäufers kann es zweckmäßig oder erforderlich und 
damit auch im Interesse der Aktionäre sein, die Gegenleistung durch Aktien der 
Gesellschaft zu erbringen. Dadurch werden die liquiden Mittel der Gesellschaft 
geschont und der Umfang einer etwaig erforderlichen Kaufpreisfinanzierung verringert. 
Die Ermächtigung soll ferner die Möglichkeit bieten, den Inhabern von verbrieften oder 
unverbrieften Geldforderungen anstelle der Geldzahlung Aktien zu gewähren, etwa, 
wenn sich die Gesellschaft bei Erwerb eines Unternehmens zunächst zur Zahlung eines 
Geldbetrags verpflichtet hat und im Nachhinein anstelle von Geld Aktien gewährt 
werden sollen. Die Gewährung von Aktien entlastet die Liquiditätssituation der 
Gesellschaft und kann der Optimierung der Finanzstruktur dienen. 

Die Einräumung eines Bezugsrechts an die Aktionäre würde den Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen 
Vermögensgegenständen oder von Ansprüchen auf den Erwerb von 
Vermögensgegenständen oder von Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre 
Konzerngesellschaften gegen Gewährung von Aktien stark einschränken. Die Erzielung 
der beschriebenen Vorteile für die Gesellschaft und die Aktionäre wäre damit 
ausgeschlossen. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss liegt daher im Interesse 
der Gesellschaft und ihrer Aktionäre. Der Gesellschaft erwächst dadurch kein Nachteil, 
da die Emission von Aktien gegen Sacheinlage voraussetzt, dass der Wert der 
Sacheinlage in einem angemessenen Verhältnis zum Wert der Aktien steht. Der 
Vorstand wird bei der Festlegung der Bewertungsrelation sicherstellen, dass die 
Interessen der Gesellschaft und ihrer Aktionäre angemessen gewahrt bleiben und der 
Gesellschaft ein angemessener Gegenwert für die neuen Aktien zufließt. Zu diesem 
Zweck wird er den Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft angemessen berücksichtigen 
und sich durch externe Expertise unterstützen lassen, soweit das im Einzelfall jeweils 
möglich und sinnvoll ist. 

c) Ferner soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
ausschließen können, soweit es erforderlich ist, um den Inhabern oder Gläubigern von 
Wandel- und/oder Optionsanleihen, Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen 
bzw. Optionsscheinen, die von der Gesellschaft oder Konzerngesellschaften der 
Gesellschaft im Sinne von § 18 AktG ausgegeben sind, ein Bezugsrecht auf neue Aktien 
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in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- oder 
Optionsrechts bzw. nach Erfüllung ihrer Wandlungs- oder Optionspflicht zustehen 
würde. Um dies zu ermöglichen, muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf diejenigen 
Aktien ausgeschlossen werden, auf die als Verwässerungsschutz Bezugsrechte 
eingeräumt werden. 

Die Bedingungen von Wandel- und/oder Optionsanleihen, Genussrechten oder 
Gewinnschuldverschreibungen bzw. Optionsscheinen sind zur Erleichterung der 
Platzierung in der Regel mit einem Verwässerungsschutz ausgestattet, der neben der 
Möglichkeit zur Ermäßigung des Wandlungs- oder Optionspreises vorsieht, dass den 
Inhabern oder Gläubigern der Wandel- und/oder Optionsanleihen, Genussrechte oder 
Gewinnschuldverschreibungen bzw. der Optionsscheine bei nachfolgenden 
Kapitalerhöhungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien eingeräumt werden kann, wie es 
den Aktionären zusteht. Sie werden damit so gestellt, als seien sie bereits Aktionäre. Ein 
Bezugsrecht von Inhabern bzw. Gläubigern von Wandel- und/oder Optionsanleihen, 
Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen bzw. Optionsscheinen bietet die 
Möglichkeit, zu verhindern, dass im Falle einer Ausübung des Genehmigten Kapitals 
2018 der Wandlungs- bzw. Optionspreis der Schuldverschreibungen ermäßigt werden 
muss. Dies gewährleistet einen höheren Ausgabepreis der Aktien, die bei Durchführung 
der Wandlung oder Ausübung der Option ausgegeben werden. 

d) Die Ermächtigung erlaubt weiterhin den Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre, 
um neue Aktien an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft oder des 
Vertretungsorgans eines mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmens oder an 
Arbeitnehmer der Gesellschaft oder eines mit ihr verbundenen Unternehmens 
auszugeben. Eine Aktienausgabe an Führungskräfte und/oder Arbeitnehmer fördert die 
Identifikation mit dem Unternehmen und unterstützt die Bereitschaft zur Übernahme 
von Mitverantwortung im Unternehmen. Die aktienbasierte Vergütung bietet zudem die 
Möglichkeit, die Vergütung von Führungskräften und/oder Arbeitnehmern in 
geeigneten Fällen auf eine nachhaltige Unternehmensentwicklung auszurichten. Dabei 
soll die Möglichkeit eröffnet werden, die Ausgabe der Aktien unter Beachtung der 
arbeitsrechtlichen Anforderungen auf eine bestimmte Gruppe oder bestimmte Personen 
aus dem vorgenannten Kreis zu beschränken. In dem durch § 204 Abs. 3 Satz 1 AktG 
zugelassenen Rahmen soll die Möglichkeit eingeräumt werden, die auf die neuen Aktien 
zu leistende Einlage aus dem Teil des Jahresüberschusses zu decken, den Vorstand und 
Aufsichtsrat nach § 58 Abs. 2 AktG in andere Gewinnrücklagen einstellen können. Das 
erleichtert die Abwicklung der Aktienausgabe und entspricht dem Umstand, dass die 
Ausgabe von neuen Aktien in diesen Fällen Vergütungscharakter hat. Soweit die neuen 
Aktien an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft ausgegeben werden sollen, 
entscheidet über die Gewährung der Aktien nicht der Vorstand, sondern entsprechend 
der aktienrechtlichen Zuständigkeitsverteilung der Aufsichtsrat der Gesellschaft. 

e) Die Ermächtigung des Vorstands, mit Zustimmung des Aufsichtsrats etwaige 
Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen, dient der Darstellung 
eines praktikablen, technisch ohne Weiteres durchführbaren Bezugsverhältnisses und 
damit der Erleichterung der Durchführung von Kapitalerhöhungen unter Gewährung 
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von Bezugsrechten. Der Wert solcher Spitzenbeträge ist in der Regel niedrig, während 
der Aufwand für die Emission ohne einen solchen Ausschluss deutlich höher wäre. Die 
als freie Spitzen vom Bezugsrecht ausgeschlossenen neuen Aktien werden bestmöglich 
für die Gesellschaft verwertet. Aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge ist der 
mögliche Verwässerungseffekt gering. Der Ausschluss des Bezugsrechts hat den 
Zweck, eine Emission zu erleichtern und liegt damit im Interesse der Gesellschaft und 
ihrer Aktionäre. Bei der Festlegung des Bezugsverhältnisses wird der Vorstand im 
Interesse der Aktionäre berücksichtigen, dass der Umfang von Spitzenbeträgen klein 
gehalten wird. 

Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf Aktien entfällt, die nach der Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts gegen Bar- und/oder Sacheinlagen ausgegeben werden, darf 
insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder, falls niedriger, zum Zeitpunkt 
der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht überschreiten. Durch 
diese Kapitalgrenze werden die Aktionäre zusätzlich gegen eine Verwässerung ihrer 
Beteiligung abgesichert. Der Vorstand wird dabei auch eine Ausgabe oder Veräußerung von 
Aktien oder eine Ausgabe von Anleihen, Schuldverschreibungen oder Genussrechten mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten, die auf der 
Grundlage anderer, dem Vorstand erteilter Ermächtigungen unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre während der Laufzeit dieser Ermächtigung erfolgen, mit der Maßgabe 
berücksichtigen, dass er insgesamt die ihm erteilten Ermächtigungen zu Kapitalmaßnahmen 
unter Ausschluss des Bezugsrechts nur zu einer Erhöhung des Grundkapitals in Höhe von 
maximal 10 % des bestehenden Grundkapitals nutzen wird. 

Konkrete Pläne für die Ausübung des neuen Genehmigten Kapitals 2018 bestehen derzeit nicht. 
Entsprechende Vorratsbeschlüsse mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss sind 
national und international üblich. Der Vorstand wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die 
Ausübung des Genehmigten Kapitals 2018 und insbesondere ein Ausschluss des Bezugsrechts 
im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegen. Im Falle der Ausübung der 
vorgeschlagenen Ermächtigung wird der Vorstand in der nächsten Hauptversammlung darüber 
berichten. 
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